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Allgemeine Geschaftshedingungen

Grundregeln fiir die Beziehung zwischen Kunde und Bank

1. Geltungsbereich und Anderungen dieser Geschiftsbe-
dingungen und der Sonderbedingungen fiir einzelne Ge-
schaftsbeziehungen
(1) Geltungsbereich Die Allgemeinen Geschaftsbedingun-
gen gelten fiir die gesamte Geschaftsverbindung zwischen
dem Kunden und den inlandischen Geschéaftsstellen der
Bank (im folgenden Bank genannt). Daneben gelten fiir ein-
zelne Geschaftsbeziehungen (zum Beispiel fur das Wertpa-
piergeschaft, den Zahlungsverkehr und fiir den Sparver-
kehr) Sonderbedingungen, die Abweichungen oder Ergan-
zungen zu diesen Allgemeinen Geschaftsbedingungen ent-
halten; sie werden bei der Kontoeroffnung oder bei Ertei-
lung eines Auftrages mit dem Kunden vereinbart. Unterhalt
der Kunde auch Geschaftsverbindungen zu auslandischen
Geschaftsstellen, sichert das Pfandrecht der Bank (Nummer
14 dieser Geschaftsbedingungen) auch die Anspriiche die-
ser auslandischen Geschaftsstellen.
(2) Anderungen
(2.1) Anderungsangebot Anderungen dieser Geschaftsbe-
dingungen und der Sonderbedingungen werden dem Kun-
den spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten.
Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschaftsbe-
ziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein-
bart (zum Beispiel das Online-Banking), kénnen die Ande-
rungen auch auf diesem Wege angeboten werden.
(2.2) Annahme durch den Kunden Die von der Bank ange-
botenen Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde
diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfolgend
geregelten Zustimmungsfiktion.
(2.3) Annahme durch den Kunden im Wege der Zustim-
mungsfiktion Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als
Annahme des Anderungsangebots (Zustimmungsfiktion),
wenn
a) das Anderungsangebot der Bank erfolgt, um die Uber-
einstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer
veranderten Rechtslage wiederherzustellen, weil eine
Bestimmung dieser Geschaftsbedingungen oder der
Sonderbedingungen
= aufgrund einer Anderung von Gesetzen, einschliefllich
unmittelbar geltender Rechtsvorschriften der Europai-
schen Union, nicht mehr der Rechtslage entspricht oder
= durch eine rechtskraftige gerichtliche Entscheidung,
auch durch ein Gericht erster Instanz, unwirksam wird
oder nicht mehr verwendet werden darf oder
= aufgrund einer verbindlichen Verfligung einer fur die
Bank zusténdigen nationalen oder internationalen Be-
horde (z. B. der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht oder der Europadischen Zentralbank)
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtun-
gen der Bank in Einklang zu bringen ist

1/9 Joh. Berenberg, Gossler & Co. KG

und

b) der Kunde das Anderungsangebot der Bank nicht vor
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens
der Anderungen abgelehnt hat.

Die Bank wird den Kunden im Anderungsangebot auf die

Folgen seines Schweigens hinweisen.

(2.4) Ausschluss der Zustimmungsfiktion Die Zustimmungs-

fiktion findet keine Anwendung

= bei Anderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 5
der Geschaftsbedingungen und der entsprechenden Re-
gelungen in den Sonderbedingungen oder

= bei Anderungen, die die Hauptleistungspflichten des Ver-
trages und die Entgelte fir Hauptleistungen betreffen,
oder

= bei Anderungen von Entgelten, die auf eine iiber das ver-
einbarte Entgelt fir die Hauptleistung hinausgehende
Zahlung des Verbrauchers gerichtet sind, oder

= bei Anderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertra-
ges gleichkommen, oder

= bei Anderungen, die das bisher vereinbarte Verhaltnis
von Leistung und Gegenleistung erheblich zugunsten der
Bank verschieben wiirden.

In diesen Fallen wird die Bank die Zustimmung des Kunden

zu den Anderungen auf andere Weise einholen.

(2.5) Kiindigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfik-

tion Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch,

kann der Kunde den von der Anderung betroffenen Vertrag

vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens

der Anderungen auch fristlos und kostenfrei kiindigen. Auf

dieses Kiindigungsrecht wird die Bank den Kunden in ihrem

Anderungsangebot besonders hinweisen.

2. Bankgeheimnis und Bankauskunft

(1) Bankgeheimnis Die Bank ist zur Verschwiegenheit tUber
alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen ver-
pflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis).
Informationen Uber den Kunden darf die Bank nur weiter-
geben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten oder
der Kunde eingewilligt hat oder die Bank zur Erteilung einer
Bankauskunft befugt ist.

(2) Bankauskunft Eine Bankauskunft enthalt allgemein ge-
haltene Feststellungen und Bemerkungen Uber die wirt-
schaftlichen Verhaltnisse des Kunden, seine Kreditwirdig-
keit und Zahlungsfahigkeit; betragsmafige Angaben Uber
Kontostande, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der
Bank anvertraute Vermogenswerte sowie Angaben Uiber die
Hohe von Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht.
(3) Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Bankauskunft
Die Bank ist befugt, Uber juristische Personen und im Han-
delsregister eingetragene Kaufleute Bankauskiinfte zu er-
teilen, sofern sich die Anfrage auf ihre geschaftliche Tatig-
keit bezieht. Die Bank erteilt jedoch keine Auskiinfte, wenn
ihr eine anders lautende Weisung des Kunden vorliegt.
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Bankauskiinfte Uber andere Personen, insbesondere liber
Privatkunden und Vereinigungen, erteilt die Bank nur dann,
wenn diese generell oder im Einzelfall ausdriicklich zuge-
stimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der
Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewlinschten
Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der An-
nahme besteht, dass schutzwiirdige Belange des Kunden
der Auskunftserteilung entgegenstehen.

(4) Empfanger von Bankauskiinften Bankauskiinfte erteilt
die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kreditinstitu-
ten fiir deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3. Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden

(1) Haftungsgrundsatze Die Bank haftet bei der Erfullung ih-
rer Verpflichtungen fiir jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter
und der Personen, die sie zur Erfillung ihrer Verpflichtun-
gen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen fiir einzelne
Geschaftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen et-
was Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat
der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten (zum Beispiel
durch Verletzung der in Nr. 11 dieser Geschaftsbedingungen
aufgefiihrten Mitwirkungspflichten) zu der Entstehung ei-
nes Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund-
satzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und
Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Weitergeleitete Auftrage Wenn ein Auftrag seinem In-
halt nach typischerweise in der Form ausgefiihrt wird, dass
die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung betraut,
erfiillt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im eige-
nen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter
Auftrag). Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von Bank-
ausklinften bei anderen Kreditinstituten oder die Verwah-
rung und Verwaltung von Wertpapieren im Ausland. In die-
sen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank auf die
sorgfaltige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3) Stérung des Betriebs Die Bank haftet nicht fir Schaden,
die durch hohere Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereig-
nisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertretende Vor-
kommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrssto-
rung, Verfigungen von hoher Hand im In- oder Ausland)
eintreten.

4. Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der
kein Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderun-
gen der Bank nur aufrechnen, wenn seine Forderungen un-
bestritten oder rechtskraftig festgestellt sind. Diese Auf-
rechnungsbeschrankung gilt nicht fir eine vom Kunden zur
Aufrechnung gestellte Forderung, die ihren Rechtsgrund in
einem Darlehen oder einer Finanzierungshilfe gemaf3 §§ 513,
491 bis 512 BGB hat.
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5. Verfligungsberechtigung nach dem Tod des Kunden
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegen-
Uiber der Bank auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft,
der Bank seine erbrechtliche Berechtigung in geeigneter
Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Ausfertigung oder
eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen Verfiigung (Tes-
tament, Erbvertrag) nebst zugehdriger Eréffnungsnieder-
schrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als
Erbe oder Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Be-
rechtigten ansehen, ihn verfligen lassen und insbesondere
mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn
der Bank bekannt ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel
nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des Testaments)
nicht verfigungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge
Fahrlassigkeit nicht bekannt geworden ist.

6. Maf3gebliches Recht und Gerichtsstand bei kaufmanni-
schen und 6ffentlich-rechtlichen Kunden

(1) Geltung deutschen Rechts Fiir die Geschaftsverbindung
zwischen dem Kunden und der Bank gilt deutsches Recht.
(2) Gerichtsstand fiir Inlandskunden Ist der Kunde ein Kauf-
mann und ist die streitige Geschaftsbeziehung dem Be-
triebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die
Bank diesen Kunden an dem fir die kontofuihrende Stelle
zustandigen Gericht oder bei einem anderen zustandigen
Gericht verklagen; dasselbe gilt fur eine juristische Person
des offentlichen Rechts und fir 6ffentlich-rechtliche Son-
dervermogen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur
an dem fir die kontofiihrende Stelle zustdndigen Gericht
verklagt werden.

(3) Gerichtsstand fiir Auslandskunden Die Gerichtsstands-
vereinbarung gilt auch fur Kunden, die im Ausland eine ver-
gleichbare gewerbliche Tatigkeit ausliben, sowie fiir auslan-
dische Institutionen, die mit inlandischen juristischen Perso-
nen des 6ffentlichen Rechts oder mit einem inlandischen 6f-
fentlich-rechtlichen Sondervermdgen vergleichbar sind.

Kontofiihrung

7. Rechnungsabschliisse bei Kontokorrentkonten (Konten
in laufender Rechnung)

(1) Erteilung der Rechnungsabschliisse Die Bank erteilt bei
einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas anderes ver-
einbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen
Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum
entstandenen beiderseitigen Anspriiche (einschlielich der
Zinsen und Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann
auf den Saldo, der sich aus der Verrechnung ergibt, nach
Nummer 12 dieser Geschaftsbedingungen oder nach der
mit dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung
Zinsen berechnen.
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(2) Frist fiir Elnwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit
eines Rechnungsabschlusses hat der Kunde spatestens vor
Ablauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben;
macht er seine Einwendungen in Textform geltend, genligt
die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-Frist. Das Un-
terlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung.
Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungs-
abschlusses besonders hinweisen. Der Kunde kann auch
nach Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlus-
ses verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht
sein Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift
nicht erteilt wurde.

8. Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank

(1) Vor Rechnungsabschluss Fehlerhafte Gutschriften auf
Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen einer falschen
Kontonummer) darf die Bank bis zum nachsten Rechnungs-
abschluss durch eine Belastungsbuchung riickgdngig ma-
chen, soweit ihr ein Riickzahlungsanspruch gegen den Kun-
den zusteht (Stornobuchung); der Kunde kann in diesem Fall
gegen die Belastungsbuchung nicht einwenden, dass er in
Hohe der Gutschrift bereits verfiigt hat.

(2) Nach Rechnungsabschluss Stellt die Bank eine fehler-
hafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsabschluss fest
und steht ihr ein Riickzahlungsanspruch gegen den Kunden
zu, so wird sie in Hohe ihres Anspruchs sein Konto belasten
(Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Be-
richtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den
Betrag dem Konto wieder gutschreiben und ihren Riickzah-
lungsanspruch gesondert geltend machen.

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung Uber Storno-
und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden
unverziglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank
hinsichtlich der Zinsberechnung riickwirkend zu dem Tag
vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgefiihrt wurde.

9. Einzugsauftrage

(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einrei-
chung Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und
Lastschriften schon vor ihrer Einldsung gut, geschieht dies
unter dem Vorbehalt ihrer Einlésung, und zwar auch dann,
wenn diese bei der Bank selbst zahlbar sind. Reicht der
Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem Zah-
lungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen
(zum Beispiel Zinsscheine), und erteilt die Bank tiber den Be-
trag eine Gutschrift, so steht diese unter dem Vorbehalt,
dass die Bank den Betrag erhalt. Der Vorbehalt gilt auch
dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen Papiere
bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder Last-
schriften nicht eingelost oder erhalt die Bank den Betrag

" Bankarbeitstage sind alle Werktage aufer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.
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aus dem Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbe-
haltsgutschrift rlickgangig. Dies geschieht unabhangig da-
von, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss erteilt
wurde.

(2) Einlésung von Lastschriften und vom Kunden ausge-
stellter Schecks Lastschriften sowie Schecks sind eingelost,
wenn die Belastungsbuchung nicht spatestens am zweiten
Bankarbeitstag' — bei SEPA-Firmenlastschriften nicht spa-
testens am dritten Bankarbeitstag — nach ihrer Vornahme
rickgangig gemacht wird. Barschecks sind bereits mit Zah-
lung an den Scheckvorleger eingelost. Schecks sind auch
schon dann eingeldst, wenn die Bank im Einzelfall eine Be-
zahltmeldung absendet. Schecks, die Uber die Abrech-
nungsstelle der Bundesbank vorgelegt werden, sind einge-
I16st, wenn sie nicht bis zu dem von der Bundesbank festge-
setzten Zeitpunkt zuriickgegeben werden.

10. Fremdwahrungsgeschafte und Risiken bei Fremdwah-
rungskonten

(1) Auftragsausfiihrung bei Fremdwahrungskonten Fremd-
wahrungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an
den Kunden und Verfiigungen des Kunden in fremder Wah-
rung bargeldlos abzuwickeln. Verfligungen lber Guthaben
auf Fremdwahrungskonten (zum Beispiel durch Uberwei-
sungen zu Lasten des Fremdwahrungsguthabens) werden
unter Einschaltung von Banken im Heimatland der Wahrung
abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollsténdig innerhalb
des eigenen Hauses ausfihrt.

(2) Gutschriften bei Fremdwahrungsgeschaften mit dem
Kunden Schlief3t die Bank mit dem Kunden ein Geschaft
(zum Beispiel ein Devisentermingeschaft) ab, aus dem sie
die Verschaffung eines Betrages in fremder Wahrung schul-
det, wird sie ihre Fremdwahrungsverbindlichkeit durch Gut-
schrift auf dem Konto des Kunden in dieser Wahrung erful-
len, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3) Voriibergehende Beschrankung der Leistung durch die
Bank Die Verpflichtung der Bank zur Ausfilihrung einer Ver-
figung zu Lasten eines Fremdwahrungsguthabens (Absatz
1) oder zur Erfillung einer Fremdwahrungsverbindlichkeit
(Absatz 2) ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie
die Bank in der Wahrung, auf die das Fremdwahrungsgut-
haben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch be-
dingter Ma3nahmen oder Ereignisse im Lande dieser Wah-
rung nicht oder nur eingeschrankt verfigen kann. In dem
Umfang und solange diese MaBnahmen oder Ereignisse an-
dauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfiillung an einem
anderen Ort auf3erhalb des Landes der Wahrung, in einer
anderen Wahrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaf-
fung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank
zur Ausfiihrung einer Verfligung zu Lasten eines Fremdwah-
rungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die
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Bank vollstandig im eigenen Haus ausfiihren kann. Das
Recht des Kunden und der Bank, fallige gegenseitige For-
derungen in derselben Wahrung miteinander zu verrech-
nen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberihrt.
(4) Wechselkurs Die Bestimmung des Wechselkurses bei
Fremdwahrungsgeschaften ergibt sich aus dem »Preis- und
Leistungsverzeichnis«. Bei Zahlungsdiensten gilt erganzend
der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten des Kunden

11. Mitwirkungspflichten des Kunden

(1) Mitteilung von Anderungen Zur ordnungsgemafien Ab-
wicklung des Geschaftsverkehrs ist es erforderlich, dass der
Kunde der Bank Anderungen seines Namens und seiner An-
schrift sowie das Erléschen oder die Anderung einer gegen-
Uber der Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere
einer Vollmacht) unverziiglich mitteilt. Diese Mitteilungs-
pflicht besteht auch dann, wenn die Vertretungsmacht in
ein o6ffentliches Register (zum Beispiel in das Handelsregis-
ter) eingetragen ist und ihr Erldschen oder ihre Anderung in
dieses Register eingetragen wird. Dariiber hinaus kénnen
sich weitergehende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbe-
sondere aus dem Geldwaschegesetz, ergeben.

(2) Klarheit von Auftrdagen Auftrage missen ihren Inhalt
zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeutig formulierte
Auftrage konnen Riickfragen zur Folge haben, die zu Ver-
z6gerungen fihren kénnen. Vor allem hat der Kunde bei
Auftragen auf die Richtigkeit und Vollstandigkeit seiner An-
gaben, insbesondere der Kontonummer und Bankleitzahl
oder IBAN? und BIC3 sowie der Wahrung zu achten. Ande-
rungen, Bestdtigungen oder Wiederholungen von Auftra-
gen muissen als solche gekennzeichnet sein.

(3) Besonderer Hinweis bei Eilbediirftigkeit der Ausfiihrung
eines Auftrags Halt der Kunde bei der Ausfiihrung eines
Auftrags besondere Eile fiir notig, hat er dies der Bank ge-
sondert mitzuteilen. Bei formularmafig erteilten Auftragen
muss dies au3erhalb des Formulars erfolgen.

(4) Prifung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoausziige, Wertpapierabrechnungen,
Depot- und Ertragnisaufstellungen, sonstige Abrechnun-
gen, Anzeigen Uber die Ausfiihrung von Auftragen sowie In-
formationen Uber erwartete Zahlungen und Sendungen
(Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollstandigkeit unverziiglich
zu Uberprifen und etwaige Einwendungen unverziglich zu
erheben.

(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mittei-
lungen Falls Rechnungsabschliisse und Depotaufstellungen
dem Kunden nicht zugehen, muss er die Bank unverziiglich
benachrichtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht
auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen, deren Eingang

2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code).
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der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Kontoaus-
zlige nach der Ausfiihrung von Auftragen des Kunden oder
Uiber Zahlungen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen

12. Zinsen, Entgelte und Aufwendungen

(1) Zinsen und Entgelte im Geschaft mit Verbrauchern Die
Hohe der Zinsen und Entgelte fir die Ublichen Bankleistun-
gen, die die Bank gegeniiber Verbrauchern erbringt, ein-
schliefllich der Hohe von Zahlungen, die Uber die fur die
Hauptleistung vereinbarten Entgelte hinausgehen, ergeben
sich aus dem »Preisaushang — Regelsatze im standardisier-
ten Privatkundengeschaft« und aus dem »Preis- und Leis-
tungsverzeichnis«. Wenn ein Verbraucher eine dort aufge-
flihrte Hauptleistung in Anspruch nimmt und dabei keine
abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu
diesem Zeitpunkt im Preisaushang oder Preis- und Leis-
tungsverzeichnis angegebenen Zinsen und Entgelte. Eine
Vereinbarung, die auf eine liber das vereinbarte Entgelt fir
die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrau-
chers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur
ausdricklich treffen, auch wenn sie im Preisaushang oder im
Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesen ist. Fur die
Vergitung der nicht im Preisaushang oder im Preis- und
Leistungsverzeichnis aufgefihrten Leistungen, die im Auf-
trag des Verbrauchers erbracht werden und die, nach den
Umstanden zu urteilen, nur gegen eine Verglitung zu erwar-
ten sind, gelten, soweit keine andere Vereinbarung getrof-
fen wurde, die gesetzlichen Vorschriften.

(2) Zinsen und Entgelte im Geschaft mit Kunden, die keine
Verbraucher sind Die Hohe der Zinsen und Entgelte fir die
Ublichen Bankleistungen, die die Bank gegeniber Kunden,
die keine Verbraucher sind, erbringt, ergeben sich aus dem
»Preisaushang — Regelsatze im standardisierten Privatkun-
dengeschaft« und aus dem »Preis- und Leistungsverzeich-
nis«, soweit der Preisaushang und das Preis- und Leistungs-
verzeichnis Ubliche Bankleistungen gegeniiber Kunden, die
keine Verbraucher sind (z.B. Geschaftskunden), ausweisen.
Wenn ein Kunde, der kein Verbraucher ist, eine dort aufge-
flhrte Bankleistung in Anspruch nimmt und dabei keine ab-
weichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu
diesem Zeitpunkt im Preisaushang oder Preis- und Leis-
tungsverzeichnis angegebenen Zinsen und Entgelte. Im Ub-
rigen bestimmt die Bank, sofern keine andere Vereinbarung
getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen dem nicht
entgegenstehen, die Hohe von Zinsen und Entgelten nach
billigem Ermessen (§ 315 des Birgerlichen Gesetzbuchs).

(3) Nicht entgeltfahige Leistung Fir eine Leistung, zu deren
Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder aufgrund einer
vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im
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eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt
berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulassig und wird
nach MaBigabe der gesetzlichen Regelung erhoben.

{4) Anderung von Zinsen; Kiindigungsrecht des Kunden bei
Erhéhung Die Anderung der Zinsen bei Krediten mit einem
veranderlichen Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen
Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. Die Bank wird dem
Kunden Anderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer Erho-
hung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist,
die davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von
sechs Wochen nach der Bekanntgabe der Anderung mit so-
fortiger Wirkung kiindigen. Kiindigt der Kunde, so werden
die erhdhten Zinsen fir die gekiindigte Kreditvereinbarung
nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine
angemessene Frist einraumen.

(5) Anderungen von Entgelten bei typischerweise dauer-
haft in Anspruch genommenen Leistungen Anderungen von
Entgelten fiir Bankleistungen, die von Kunden im Rahmen
der Geschaftsverbindung typischerweise dauerhaft in An-
spruch genommen werden (zum Beispiel Konto- und De-
potfiihrung), werden dem Kunden spatestens zwei Monate
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens
in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rah-
men der Geschaftsbeziehung einen elektronischen Kom-
munikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Ban-
king), kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege ange-
boten werden. Die von der Bank angebotenen Anderungen
werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine
Vereinbarung Uber die Anderung eines Entgelts, das auf
eine Uber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines
Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbrau-
cher nur ausdriicklich treffen.

(6) Ersatz von Aufwendungen Ein moglicher Anspruch der
Bank auf Ersatz von Aufwendungen richtet sich nach den
gesetzlichen Vorschriften.

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensvertragen
und Zahlungsdienstevertragen mit Verbrauchern fiir Zah-
lungen Bei Verbraucherdarlehensvertragen und Zahlungs-
dienstevertragen mit Verbrauchern fiir Zahlungen richten
sich die Zinsen und die Kosten (Entgelte und Auslagen) nach
den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und Sonder-
bedingungen sowie erganzend nach den gesetzlichen Vor-
schriften. Die Anderung von Entgelten von Zahlungsdiens-
terahmenvertragen (zum Beispiel Girovertrag) richtet sich
nach Absatz 5.

Sicherheiten fiir die Anspriiche der Bank gegen den Kunden

13. Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten

(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann fir alle Anspriiche aus der bankmafligen
Geschaftsverbindung die Bestellung bankmaBiger Sicher-
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heiten verlangen, und zwar auch dann, wenn die Anspriiche
bedingt sind (zum Beispiel Aufwendungsersatzanspruch
wegen der Inanspruchnahme aus einer fiir den Kunden
Ubernommenen Birgschaft). Hat der Kunde gegentiber der
Bank eine Haftung fiir Verbindlichkeiten eines anderen Kun-
den der Bank Gbernommen (zum Beispiel als Biirge), so be-
steht fiir die Bank ein Anspruch auf Bestellung oder Verstar-
kung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus der Haftungs-
Uibernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Falligkeit.
(2) Veranderung des Risikos Hat die Bank bei der Entste-
hung von Anspriichen gegen den Kunden zunachst ganz
oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Ver-
starkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch spa-
ter noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung hierfir
ist jedoch, dass Umstande eintreten oder bekannt werden,
die eine erhohte Risikobewertung der Anspriiche gegen
den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall
sein, wenn
= sich die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kunden nach-
teilig verandert haben oder sich zu verandern drohen
oder
= sich die vorhandenen Sicherheiten wertmafig ver-
schlechtert haben oder zu verschlechtern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn
ausdriicklich vereinbart ist, dass der Kunde keine oder
ausschliefllich im Einzelnen benannte Sicherheiten zu be-
stellen hat. Bei Verbraucherdarlehensvertragen besteht
der Anspruch auf die Bestellung oder Verstarkung von Si-
cherheiten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag
angegeben sind. Ubersteigt der Nettokreditdarlehensbe-
trag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf Bestellung oder
Verstarkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. Marz
2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder
in einem ab dem 21. Mdrz 2016 abgeschlossenen Allgemein-
Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2
BGB keine oder keine abschlieBenden Angaben uber
Sicherheiten enthalten sind.
(3) Fristsetzung fiir die Bestellung oder Verstarkung von
Sicherheiten Fiir die Bestellung oder Verstarkung von Sicher-
heiten wird die Bank eine angemessene Frist einrdumen. Be-
absichtigt die Bank, von ihrem Recht zur fristlosen Kiindigung
nach Nr. 19 Absatz 3 dieser Geschaftsbedingungen Gebrauch
zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestel-
lung oder Verstarkung von Sicherheiten nicht fristgerecht
nachkommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14. Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank

(1) Einigung liber das Pfandrecht Der Kunde und die Bank
sind sich dariber einig, dass die Bank ein Pfandrecht an den
Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inlandi-
sche Geschaftsstelle im bankmaBiigen Geschaftsverkehr
Besitz erlangt hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt
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ein Pfandrecht auch an den Anspriichen, die dem Kunden
gegen die Bank aus der bankmafigen Geschaftsverbindung
zustehen oder kiinftig zustehen werden (zum Beispiel Kon-
toguthaben).

(2) Gesicherte Anspriiche Das Pfandrecht dient der Siche-
rung aller bestehenden, kiinftigen und bedingten Anspri-
che, die der Bank mit ihren samtlichen in- und auslandi-
schen Geschaftsstellen aus der bankmaBiigen Geschafts-
verbindung gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde
gegenuber der Bank eine Haftung fir Verbindlichkeiten ei-
nes anderen Kunden der Bank lbernommen (zum Beispiel
als Biirge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungs-
libernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Falligkeit.
(3) Ausnahmen vom Pfandrecht Gelangen Gelder oder an-
dere Werte mit der Maf3gabe in die Verfligungsgewalt der
Bank, dass sie nur fir einen bestimmten Zweck verwendet
werden diirfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlésung ei-
nes Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht
auf diese Werte. Dasselbe gilt fiir die von der Bank selbst
ausgegebenen Aktien (eigene Aktien) und fur die Wertpa-
piere, die die Bank im Ausland fiir den Kunden verwahrt. Au-
Berdem erstreckt sich das Pfandrecht nicht auf die von der
Bank selbst ausgegebenen eigenen Genussrechte/Genuss-
scheine und nicht auf die verbrieften und nicht verbrieften
nachrangigen Verbindlichkeiten der Bank.

(4) Zins- und Gewinnanteilscheine Unterliegen dem Pfand-
recht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht berechtigt,
die Herausgabe der zu diesen Papieren gehorenden Zins-
und Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15. Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskontier-
ten Wechseln

(1) Sicherungsiibereignung Die Bank erwirbt an den ihr zum
Einzug eingereichten Schecks und Wechseln im Zeitpunkt
der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten
Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wech-
selankaufs uneingeschranktes Eigentum; belastet sie dis-
kontierte Wechsel dem Konto zurlick, so verbleibt ihr das
Sicherungseigentum an diesen Wechseln.

(2) Sicherungsabtretung Mit dem Erwerb des Eigentums an
Schecks und Wechseln gehen auch die zugrunde liegenden
Forderungen auf die Bank Uber; ein Forderungsiibergang
findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug einge-
reicht werden (zum Beispiel Lastschriften, kaufmannische
Handelspapiere).

(3) Zweckgebundene Einzugspapiere Werden der Bank Ein-
zugspapiere mit der Ma3gabe eingereicht, dass ihr Gegen-
wert nur fur einen bestimmten Zweck verwendet werden
darf, erstrecken sich die Sicherungstibereignung und die Si-
cherungsabtretung nicht auf diese Papiere.

(4) Gesicherte Anspriiche der Bank Das Sicherungseigen-
tum und die Sicherungsabtretung dienen der Sicherung
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aller Anspriiche, die der Bank gegen den Kunden bei Einrei-
chung von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten
zustehen oder die infolge der Riickbelastung nicht einge-
I6ster Einzugspapiere oder diskontierter Wechsel entste-
hen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die Bank eine
Rickibertragung des Sicherungseigentums an den Papie-
ren und der auf sie libergegangenen Forderungen an den
Kunden vor, falls ihr im Zeitpunkt der Anforderung keine zu
sichernden Anspriiche gegen den Kunden zustehen oder sie
ihn Uber den Gegenwert der Papiere vor deren endgliltiger
Bezahlung nicht verfligen lasst.

16. Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freigabe-
verpflichtung

(1) Deckungsgrenze Die Bank kann ihren Anspruch auf Be-
stellung oder Verstarkung von Sicherheiten so lange gel-
tend machen, bis der realisierbare Wert aller Sicherheiten
dem Gesamtbetrag aller Anspriiche aus der bankmafigen
Geschaftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten
die Deckungsgrenze nicht nur voriibergehend Ubersteigt,
hat die Bank auf Verlangen des Kunden Sicherheiten nach
ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Hohe des die De-
ckungsgrenze Ubersteigenden Betrages; sie wird bei der
Auswanhl der freizugebenden Sicherheiten auf die berech-
tigten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsge-
bers, der fiir die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten
bestellt hat, Rlicksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die
Bank auch verpflichtet, Auftrage des Kunden Uber die dem
Pfandrecht unterliegenden Werte auszufiihren (zum Bei-
spiel Verkauf von Wertpapieren, Auszahlung von Spargut-
haben).

(3) Sondervereinbarungen Ist fir eine bestimmte Sicherheit
ein anderer Bewertungsmafstab als der realisierbare Wert
oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine andere
Grenze fur die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind
diese mafigeblich.

17. Verwertung von Sicherheiten

(1) Wahlrecht der Bank Wenn die Bank verwertet, hat die
Bank unter mehreren Sicherheiten die Wahl. Sie wird bei der
Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden
Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und
eines dritten Sicherungsgebers, der fur die Verbindlichkeiten
des Kunden Sicherheiten bestellt hat, Riicksicht nehmen.

(2) Erlésgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht Wenn der
Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die
Bank dem Kunden Uber den Erlos eine Gutschrift erteilen,
die als Rechnung fiir die Lieferung der als Sicherheit dienen-
den Sache gilt und den Voraussetzungen des Umsatzsteu-
errechts entspricht.
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Kiindigung

18. Kiindigungsrechte des Kunden

(1) Jederzeitiges Kiindigungsrecht Der Kunde kann die ge-
samte Geschaftsverbindung oder einzelne Geschéftsbezie-
hungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), fur die weder
eine Laufzeit noch eine abweichende Kiindigungsregelung
vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kiindigungs-
frist kiindigen.

(2) Kiindigung aus wichtigem Grund Ist fiir eine Geschafts-
beziehung eine Laufzeit oder eine abweichende Kiindi-
gungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kiindigung
nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfiir ein wichtiger
Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter Beriicksich-
tigung der berechtigten Belange der Bank, unzumutbar
werden lasst, die Geschaftsbeziehung fortzusetzen.

(3) Gesetzliche Kiindigungsrechte Gesetzliche Kiindigungs-
rechte bleiben unberihrt.

19. Kiindigungsrechte der Bank
(1) Kiindigung unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist Die
Bank kann die gesamte Geschaftsverbindung oder einzelne
Geschaftsbeziehungen, fiir die weder eine Laufzeit noch
eine abweichende Kiindigungsregelung vereinbart ist, je-
derzeit unter Einhaltung einer angemessenen Kiindigungs-
frist kiindigen (zum Beispiel den Scheckvertrag, der zur
Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Be-
messung der Kiindigungsfrist wird die Bank auf die berech-
tigten Belange des Kunden Riicksicht nehmen. Fiir die Kiin-
digung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (zum Bei-
spiel laufendes Konto oder Kartenvertrag) und eines Depots
betragt die Kiindigungsfrist mindestens zwei Monate.
(2) Kiindigung unbefristeter Kredite Kredite- und Kreditzu-
sagen, fur die weder eine Laufzeit noch eine abweichende
Kiindigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jederzeit
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen. Die Bank
wird bei der Auslibung dieses Kiindigungsrechts auf die be-
rechtigten Belange des Kunden Riicksicht nehmen.
Soweit das Bilirgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen fir
die Kindigung eines Verbraucherdarlehensvertrages vor-
sieht, kann die Bank nur nach MaBgabe dieser Regelungen
kiindigen.
(3) Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer
Kiindigungsfrist Eine fristlose Kiindigung der gesamten
Geschaftsverbindung oder einzelner Geschaftsbeziehun-
gen ist zuldssig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der der
Bank deren Fortsetzung auch unter Beriicksichtigung der
berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden
lasst. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
= wenn der Kunde unrichtige Angaben Uber seine Vermo-
gensverhaltnisse gemacht hat, die fur die Entscheidung
der Bank liber eine Kreditgewahrung oder lber andere
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mit Risiken fir die Bank verbundene Geschafte (zum Bei-
spiel Aushandigung einer Zahlungskarte) von erheblicher
Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur,
wenn der Kunde fir die Kreditwirdigkeitsprifung rele-
vante Informationen wissentlich vorenthalten oder diese
gefalscht hat und dies zu einem Mangel der Kreditwir-
digkeitspriifung gefiihrt hat, oder
= wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermo-
gensverhaltnisse des Kunden oder der Werthaltigkeit ei-
ner Sicherheit eintritt oder einzutreten droht und
dadurch die Riickzahlung des Darlehens oder die Erfiil-
lung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenliber der Bank
— auch unter Verwertung einer hierfiir bestehenden
Sicherheit — gefahrdet ist oder
= wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder
Verstarkung von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2
dieser Geschaftsbedingungen oder aufgrund einer sons-
tigen Vereinbarung nicht innerhalb der von der Bank ge-
setzten angemessenen Frist nachkommt.
Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertrag-
lichen Pflicht, ist die Kiindigung erst nach erfolglosem Ab-
lauf einer zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder
nach erfolgloser Abmahnung zuldssig, es sei denn, dies ist
wegen der Besonderheiten des Einzelfalles (§ 323 Absatze 2
und 3 des Biirgerlichen Gesetzbuches) entbehrlich.
(4) Kiindigung von Verbraucherdarlehensvertragen bei Ver-
zug Soweit das Birgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen
fir die Kiindigung wegen Verzuges mit der Riickzahlung ei-
nes Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank
nur nach Maf3gabe dieser Regelungen kiindigen.
(5) Kiindigung eines Basiskontovertrages Einen Basiskonto-
vertrag kann die Bank nur nach den zwischen der Bank und
dem Kunden auf Grundlage des Zahlungskontengesetzes
getroffenen Vereinbarungen und den Bestimmungen des
Zahlungskontengesetzes kiindigen.
(6) Abwicklung nach einer Kiindigung Im Falle einer Kiindi-
gung ohne Kiindigungsfrist wird die Bank dem Kunden fir
die Abwicklung (insbesondere fiir die Riickzahlung eines
Kredits) eine angemessene Frist einrdumen, soweit nicht
eine sofortige Erledigung erforderlich ist (zum Beispiel bei
der Kiindigung des Scheckvertrages die Riickgabe der
Scheckvordrucke).

Einlagensicherung

20. Schutz der Einlagen

Information iiber die Einlagensicherung

(1) Einlagen Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von
Bankgeschaften aus Betragen, die auf einem Konto verblie-
ben sind oder aus Zwischenpositionen ergeben und die
nach den geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedin-
gungen von der Bank zuriickzuzahlen sind, wie zum Beispiel
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Guthaben auf Girokonten, Festgelder, Spareinlagen, Spar-

briefe und Namensschuldverschreibungen.

Maf3geblich sind die Definitionen in § 2 Absatz 3 des Einla-

gensicherungsgesetzes (EinSiG) bzw. § 6 Absatz 1 des Sta-

tuts des innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken

e.V. bestehenden Einlagensicherungsfonds deutscher Ban-

ken (Einlagensicherungsfonds).

(2) Gesetzliche Einlagensicherung Die Bank ist der Entscha-

digungseinrichtung deutscher Banken GmbH als Trager der

gesetzlichen Einlagensicherung der privaten Banken zuge-
ordnet. Die gesetzliche Einlagensicherung schitzt nach

Maflgabe des EinSiG und vorbehaltlich der darin vorgese-

henen Ausnahmen Einlagen bis zu einem Gegenwert von

100.000 Euro pro Einleger. In den in § 8 Absatz 2 EinSiG ge-

nannten Fallen erhoht sich dieser Betrag auf 500.000 Euro.

Dazu gehoren insbesondere Betrage, die aus Immobilien-

transaktionen im Zusammenhang mit privat genutzten

Wohnimmobilien resultieren. Nicht geschiitzt werden insbe-

sondere Einlagen von finanziellen Unternehmen, staatlichen

Stellen einschliefllich kommunaler Gebietskorperschaften,

Einlagen, die im Zusammenhang mit Geldwasche oder Ter-

rorismusfinanzierung entstanden sind und Inhaberschuld-

verschreibungen. Einzelheiten sind im EinSiG, insbesondere
dessen § 8, geregelt.

(3) Einlagensicherungsfonds Die Bank wirkt auf3erdem am

Einlagensicherungsfonds mit. Dieser sichert nach Maf3gabe

seines Statuts und vorbehaltlich der darin vorgesehenen

Ausnahmen Einlagen bei einer inlandischen Haupt- oder

Zweigniederlassung bzw. Zweigstelle je Glaubiger maximal

bis zur folgenden Hohe (Sicherungsgrenze):

(a) (i) 5 Millionen Euro fiir natiirliche Personen und rechtsfa-
hige Stiftungen unabhangig von ihrer Laufzeit und (ii) 50
Millionen Euro fiir nichtfinanzielle Unternehmen, ge-
meinnitzige Organisationen, Verbande und Berufsorga-
nisationen ohne Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz
3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannte
Glaubiger. In jedem Fall werden Einlagen bis maximal 15%
der Eigenmittel der Bank im Sinne von Artikel 72 CRR ge-
schiitzt, wobei Erganzungskapital nur bis zur Héhe von
25% des Kernkapitals im Sinne von Artikel 25 CRR Be-
rlicksichtigung findet. Weitere Einzelheiten zur Berech-
nung der relevanten Eigenmittel regelt § 6 Absatz 8 Un-
terabsatz (a) des Statuts des Einlagensicherungsfonds.

(b) Ab dem 1. Januar 2025: (i) 3 Millionen Euro fir natlrliche
Personen und rechtsfahige Stiftungen unabhangig von
ihrer Laufzeit und (ii) 30 Millionen Euro fir nichtfinanzielle
Unternehmen, gemeinnitzige Organisationen, Verbande
und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und an-
dere in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungs-
fonds genannte Glaubiger. In jedem Fall werden Einlagen
bis maximal 8,75% der Eigenmittel im Sinne von Unterab-
satz (a) Satze 2 und 3 geschitzt.
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(c) Ab dem 1. Januar 2030: (i) 1 Million Euro fiir natlrliche
Personen und rechtsfahige Stiftungen unabhangig von
ihrer Laufzeit und (ii) 10 Millionen Euro fir nichtfinanzielle
Unternehmen, gemeinnitzige Organisationen, Verbande
und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und an-
dere in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungs-
fonds genannte Glaubiger. In jedem Fall werden Einlagen
bis maximal 8,75% der Eigenmittel im Sinne von Unterab-
satz (a) Satze 2 und 3 geschiitzt.

(d) FUr Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022
gesichert wurden, finden die zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Sicherungsgrenzen weiterhin Anwendung, bis die
Einlage fallig ist, prolongiert wird oder vom Kunden erst-
mals gekiindigt werden kann oder auf eine auslandische
Zweigniederlassung oder Zweigstellen tbertragen wird.
Fir Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2022 begrin-
det oder prolongiert werden, gelten die jeweils neuen Si-
cherungsgrenzen ab den oben genannten Stichtagen.

MafBgebend fiir die Entschadigung ist die Sicherungs-
grenze, die der Bank als Ergebnis der Feststellung des Pri-
fungsverbandes mitgeteilt worden ist und im Internet unter
www.bankenverband.de abgerufen werden kann. Die Siche-
rungsgrenze wird dem Kunden von der Bank auf Verlangen
bekannt gegeben.

Nicht geschiitzt werden insbesondere Einlagen von finanzi-

ellen Unternehmen, staatlichen Stellen einschlief3lich kom-

munaler Gebietskdrperschaften, Einlagen, die im Zusam-
menhang mit Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung
entstanden sind und Inhaberschuldverschreibungen. Im Fall

von Glaubigern nach Buchstaben (a) (ii), (b) (i) und (c) (ii)

werden Einlagen mit einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten

sowie Verbindlichkeiten aus Schuldscheindarlehen, Na-
mensschuldverschreibungen und vergleichbaren Schuldti-
teln auslandischen Rechts nicht geschiitzt. Fur Verbindlich-
keiten von Banken, die bis zum Ablauf des 31. Dezember
2022 gemaf3 § 6 der am 18. November 2021 im Vereinsre-
gister eingetragenen Fassung des Statuts des Einlagensi-
cherungsfonds gesichert wurden, besteht die Sicherung
nach Mafigabe dieser Vorschrift fort. Nach dem 31. Dezem-
ber 2022 entfallt dieser Bestandsschutz, sobald die betref-
fende Verbindlichkeit fallig wird, gekiindigt oder anderwei-
tig zurlickgefordert werden kann oder wenn die Verbind-
lichkeit im Wege einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge

Ubergeht oder auf eine auslandische Zweigniederlassung

oder Zweigstelle Ubertragen wird.

Einzelheiten zum Schutzumfang einschliellich der Siche-

rungsgrenzen sind im Statut des Einlagensicherungsfonds,

insbesondere dessen § 6, geregelt. Das Statut wird auf Ver-
langen zur Verfligung gestellt und kann auch im Internet
unter www.bankenverband.de aufgerufen werden.
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Forderungsiibergang und Auskunftserteilung

(4) Forderungsiibergang Soweit der Einlagensicherungs-
fonds oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen an einen
Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die Bank
in entsprechender Hohe mit allen Nebenrechten Zug um
Zug auf den Einlagensicherungsfonds Uber.

(5) Auskunftserteilung Die Bank ist befugt, dem Einlagensi-
cherungsfonds oder einem von ihm Beauftragten alle in die-
sem Zusammenhang erforderlichen Auskiinfte zu erteilen
und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

Beschwerdemaglichkeit/Ombudsmannverfahren

21. Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfahren

Der Kunde hat folgende auf3ergerichtliche Moglichkeiten:

= Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im
»Preis- und Leistungsverzeichnis« genannte Kontakt-
stelle der Bank wenden. Die Bank wird Beschwerden in
geeigneter Weise beantworten, bei Zahlungsdienstever-
tragen erfolgt dies in Textform (zum Beispiel mittels Brief,
Telefax oder E-Mail).

= Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Ver-
braucherschlichtungsstelle »Ombudsmann der privaten
Banken« (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der
Verbraucher die Mdglichkeit, zur Beilegung einer Strei-
tigkeit mit der Bank den Ombudsmann der privaten
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Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand
eine Streitigkeit Uber einen Zahlungsdienstevertrag
(§ 675f des Biirgerlichen Gesetzbuches), konnen auch
Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann
der privaten Banken anrufen. Ndheres regelt die »Verfah-
rensordnung des Ombudsmanns der privaten Banken,
die auf Wunsch zur Verfligung gestellt wird oder im Inter-
net unter www.bankenombudsmann.de abrufbar ist.
Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief, oder
E-Mail) an die Geschaftsstelle des Ombudsmanns der
privaten Banken, Postfach 04 03 07, 10062 Berlin,
E-Mail: schlichtung@bdb.de, zu richten.

Ferner besteht fir den Kunden die Mdglichkeit, sich je-
derzeit schriftlich oder zur dortigen Niederschrift bei der
Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graur-
heindorfer Strafle 108, 53117 Bonn, Uber Verstofle der
Bank gegen das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG),
die §§ 675c bis 676c des Birgerlichen Gesetzbuches
(BGB) oder gegen Artikel 248 des Einflihrungsgesetzes
zum Burgerlichen Gesetzbuche (EGBGB) zu beschweren.
Die Europaische Kommission hat unter http://ec.eu-
ropa.eu/consumers/odr/ eine Europaische Online-Streit-
beilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. Die OS-
Plattform kann ein Verbraucher fiir die auf3ergerichtliche
Beilegung einer Streitigkeit aus Online-Vertragen mit ei-
nem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen.

BERENBERG



	1.   Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen
	(1)   Geltungsbereich Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und den inländischen Geschäftsstellen der Bank (im folgenden Bank genannt). Daneben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (zum...
	(2)   Änderungen
	(2.1)   Änderungsangebot Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der G...
	(2.2)   Annahme durch den Kunden Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion.
	(2.3)   Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungsangebots (Zustimmungsfiktion), wenn
	(2.4)   Ausschluss der Zustimmungsfiktion Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
	(2.5)   Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos...


	2.   Bankgeheimnis und Bankauskunft
	(1)   Bankgeheimnis Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den Kunden darf die Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimm...
	(2)   Bankauskunft Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betragsmäßige Angaben über Kontostände, Sparguthaben, Depo...
	(3)   Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsregister eingetragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, sofern sich die Anfrage auf ihre geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die Ba...
	(4)   Empfänger von Bankauskünften Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kreditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

	3.   Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden
	(1)   Haftungsgrundsätze Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen für einzelne Geschäftsbezie...
	(2)   Weitergeleitete Aufträge Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im eigenen Namen an den ...
	(3)   Störung des Betriebs Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung, Verfügungen v...

	4.   Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der kein Verbraucher ist
	5.    Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden
	6.   Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kaufmännischen und öffentlich-rechtlichen Kunden
	(1)   Geltung deutschen Rechts Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt deutsches Recht.
	(2)   Gerichtsstand für Inlandskunden Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbeziehung dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank diesen Kunden an dem für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht oder bei ...
	(3)   Gerichtsstand für Auslandskunden Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Ausland eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, sowie für ausländische Institutionen, die mit inländischen juristischen Personen des öffentlic...

	7.   Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten (Konten in laufender Rechnung)
	(1)   Erteilung der Rechnungsabschlüsse Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum entstandenen beiders...
	(2)    Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendung...

	8.   Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank
	(1)   Vor Rechnungsabschluss Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belastungsbuchung rückgängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsa...
	(2)   Nach Rechnungsabschluss Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsabschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berichtigungsbuchung...
	(3)   Information des Kunden; Zinsberechnung Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhafte Bu...

	9.   Einzugsaufträge
	(1)   Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank...
	(2)   Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter Schecks Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag  – bei SEPA-Firmenlastschriften nicht spätestens am dritten Bankar...

	10.   Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremdwährungskonten
	(1)   Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kunden und Verfügungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über Guthaben auf Fremdwährungskonten (zum Beispiel ...
	(2)   Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel ein Devisentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrages in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremdwährun...
	(3)   Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfan...
	(4)   Wechselkurs Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus dem »Preis- und Leistungsverzeichnis«. Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

	11.   Mitwirkungspflichten des Kunden
	(1)   Mitteilung von Änderungen Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erforderlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines Namens und seiner Anschrift sowie das Erlöschen oder die Änderung einer gegenüber der Bank erteilten Ve...
	(2)   Klarheit von Aufträgen Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeutig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge haben, die zu Verzögerungen führen können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen auf die Richtigke...
	(3)   Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines Auftrags Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten Aufträgen muss dies außerhal...
	(4)   Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Erträgnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen über die Ausführung von Aufträgen sowie Informationen über erwartete Zahlun...
	(5)   Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer...

	12.   Zinsen, Entgelte und Aufwendungen
	(1)   Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Verbrauchern Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistungen, die die Bank gegenüber Verbrauchern erbringt, einschließlich der Höhe von Zahlungen, die über die für die Hauptleistung vereinbart...
	(2)   Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Kunden, die keine Verbraucher sind Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistungen, die die Bank gegenüber Kunden, die keine Verbraucher sind, erbringt, ergeben sich aus dem »Preisaushang – Re...
	(3)   Nicht entgeltfähige Leistung Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im   eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es s...
	(4)   Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zins...
	(5)   Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in Anspruch genommenen Leistungen Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch genommen werden (zum Beisp...
	(6)   Ersatz von Aufwendungen Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendungen richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.
	(7)   Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten (En...

	13.   Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
	(1)   Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten  Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen  Geschäftsverbindung die Bestellung bankmäßiger Sicher-  heiten verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt sind (zum Beispiel ...
	(2)   Veränderung des Risikos Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später noch eine Besicherung forde...
	(3)   Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von  Sicherheiten Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die Bank eine angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach Nr. 19 A...

	14.   Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank
	(1)   Einigung über das Pfandrecht Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inländische Geschäftsstelle im bankmäßigen Geschäftsverkehr Besitz erlangt hat oder n...
	(2)   Gesicherte Ansprüche Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung gegen den Kunden zuste...
	(3)   Ausnahmen vom Pfandrecht Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die Verfügungsgewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden dürfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sic...
	(4)   Zins- und Gewinnanteilscheine Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- und Gewinnanteilscheine zu verlangen.

	15.   Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskontierten Wechseln
	(1)   Sicherungsübereignung Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wechselankaufs uneingeschränktes Eigentu...
	(2)   Sicherungsabtretung Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank über; ein Forderungsübergang findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug eingereicht werden (zum Beispiel...
	(3)   Zweckgebundene Einzugspapiere Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, dass ihr Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, erstrecken sich die Sicherungsübereignung und die Sicherungsabtretung nicht auf di...
	(4)   Gesicherte Ansprüche der Bank Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Sicherung   aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die infolge de...

	16.   Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freigabeverpflichtung
	(1)   Deckungsgrenze Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung (Deckung...
	(3)   Sondervereinbarungen Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab als der realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine andere Grenze für die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind diese maßgeblich.

	17.   Verwertung von Sicherheiten
	(1)   Wahlrecht der Bank Wenn die Bank verwertet, hat die Bank unter mehreren Sicherheiten die Wahl. Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden  Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungs...
	(2)   Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die als Rechnung für die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und ...

	18.   Kündigungsrechte des Kunden
	(1)   Jederzeitiges Kündigungsrecht Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit ohne...
	(2)   Kündigung aus wichtigem Grund Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der es dem K...
	(3)   Gesetzliche Kündigungsrechte Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

	19.   Kündigungsrechte der Bank
	(1)   Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung ei...
	(2)   Kündigung unbefristeter Kredite Kredite- und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Die Bank wird bei der Ausübu...
	(3)   Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auc...
	(4)   Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung wegen Verzuges mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Re...
	(5)   Kündigung eines Basiskontovertrages Einen Basiskontovertrag kann die Bank nur nach den zwischen der Bank und dem Kunden auf Grundlage des Zahlungskontengesetzes getroffenen Vereinbarungen und den Bestimmungen des Zahlungskontengesetzes kündigen.
	(6)   Abwicklung nach einer Kündigung Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine angemessene Frist einräumen, soweit nicht eine sofortige Erledigung e...

	20.   Schutz der Einlagen
	(1)   Einlagen Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von Bankgeschäften aus Beträgen, die auf einem Konto verblieben sind oder aus Zwischenpositionen ergeben und die nach den geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen von der Bank zurüc...
	(2)   Gesetzliche Einlagensicherung Die Bank ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH als Träger der gesetzlichen Einlagensicherung der privaten Banken zugeordnet. Die gesetzliche Einlagensicherung schützt nach Maßgabe des EinSiG und vo...
	(3)   Einlagensicherungsfonds Die Bank wirkt außerdem am Einlagensicherungsfonds mit. Dieser sichert nach Maßgabe seines Statuts und vorbehaltlich der darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bei einer inländischen Haupt- oder Zweigniederlassung bzw. Zwe...
	(a) (i) 5 Millionen Euro für natürliche Personen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 50 Millionen Euro für nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck u...
	(b) Ab dem 1. Januar 2025: (i) 3 Millionen Euro für natürliche Personen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 30 Millionen Euro für nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und Berufsorganisatio...
	(c)  Ab dem 1. Januar 2030: (i) 1 Million Euro für natürliche Personen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 10 Millionen Euro für nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und Berufsorganisation...
	(d) Für Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gesichert wurden, finden die zu diesem Zeitpunkt geltenden Sicherungsgrenzen weiterhin Anwendung, bis die Einlage fällig ist, prolongiert wird oder vom Kunden erstmals gekündigt werden kann od...

	(4)   Forderungsübergang Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die Bank in entsprechender Höhe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfon...
	(5)   Auskunftserteilung Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

	21.   Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfahren

